
Öffentliche Bekanntmachung im Mitteilungsblatt Nr. 40 vom 06.10.2022: 
 

Bebauungsplan mit Örtlichen Bauvorschriften „Rochusstraße 6 - 10“, Bad 
Mingolsheim im Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) 

Hier: Satzungsbeschlüsse und Inkrafttreten  

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Bad Schönborn hat am 27.09.2022 in öffentlicher Sitzung 
den Bebauungsplan mit Örtlichen Bauvorschriften „Rochusstraße 6 - 10“, Bad Mingolsheim 
gemäß § 10 Absatz 1 BauGB als Satzungen beschlossen. 

In den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Rochusstraße 6 - 10“, Bad Mingolsheim 

werden die Grundstücke Flst.Nr. 5363/2, 5365/1 und 5366/1 in Bad Mingolsheim 

einbezogen. Der Geltungsbereich der Planung ergibt sich auch aus der beigefügten 

Übersichtskarte (unmaßstäbliche Darstellung).  

 

 

 

Der Satzungsbeschluss wird hiermit gemäß § 10 Absatz 3 BauGB ortsüblich bekannt 

gemacht. Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 

Ziel und Zweck des Bebauungsplanes „Rochusstraße 6 – 10“ ist es, eine nachhaltige, 

geordnete städtebauliche Entwicklung dahingehend zu verfolgen, dass das Ausschöpfen von 

Wohnbauflächenpotenzialen im Bestand optimiert wird. Konkret soll auf den drei 

zusammenhängenden Baugrundstücken durch Öffnung einer zweiten Baureihe ein erster 

Schritt zur Nachverdichtung des Bereiches Quartier Rochusstraße, Jahnstraße, 

Gartenstraße und Kapellenweg erfolgen. Gleichzeitig soll die Planung weiteren 

Nachverdichtungsgraden, ggf. auch durch zusätzliche innere Erschließung des Quartiers, 



nicht im Wege stehen. Der Erhalt von ausreichenden Freiflächen und ein verträglicher Anteil 

an überbauter Grundfläche wird sichergestellt.  

Jedermann kann den Bebauungsplan mit Örtlichen Bauvorschriften beim Bürgermeisteramt 

Bad Schönborn, Rathaus Langenbrücken, Huttenstraße 11, Bauamt, Zimmer 20 während 

der üblichen Dienststunden einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 

Der in Kraft getretene Bebauungsplan samt Örtlichen Bauvorschriften und Begründung 

sowie Artenschutzrechtlicher Vorprüfung sind zudem auf der Homepage der Gemeinde Bad 

Schönborn www.bad-schoenborn.de unter Gemeinde/ Aktuelles/ Planverfahren/ Inkrafttreten 

abrufbar. 

Hinweise: 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger 

Entschädigungsansprüche im Falle der in den §§ 39 - 42 BauGB bezeichneten 

Vermögensanteile, deren Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen 

ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn 

der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen. 

2. Nach § 215 Abs. 1 BauGB wird eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter 

Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 

2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, unbeachtlich, wenn sie nicht 

innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber 

der Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 

soll, ist darzulegen.  

3.  Hinweis 2 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

4. Nach § 4 Abs. 4 Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg gilt die Satzung 

- sofern sie unter der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 

Gemeindeordnung oder aufgrund der Gemeindeordnung ergangener Bestimmungen 

zustande gekommen ist - ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig 

zustande gekommen.             

Dies gilt nicht, wenn   

a.) die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden ist,   

b.) der Bürgermeister den Beschlüssen nach § 43 Gemeindeordnung wegen 

Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, oder wenn innerhalb eines Jahres seit dieser 

Bekanntmachung die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die 

Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeinde unter 

Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich oder 

elektronisch geltend gemacht worden ist. 

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. b geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf 

der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.  



 

Gemeinde Bad Schönborn, den 06.10.2022              

      

gez.  

Klaus Detlev Huge 

Bürgermeister 


